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Spruch

W213 2116990-2/12E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch Dr. Albert SLAMANIG als Einzelrichter Uber die Samnisbeschwerde des XXXX,
vertreten durch HELLER & GAHLER Rechtsanwaltspartnerschaft, 1030 Wien, Marokkanergasse 21, gegen den
Bundesminister fur Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, wegen Verletzung der Entscheidungspflicht
betreffend Feststellung der besoldungsrechtlichen Stellung nach Verbesserung des Vorruckungsstichtages, zu Recht

erkannt:
A)

1. Es wird festgestellt, dass dem Beschwerdefihrer am 01.02.2015 gemaR 8 8 GehG idF BGBI. | Nr. 8/2015 (wobei in
Abs. 1 die Wortfolgen "in die zweite in jeder Verwendungsgruppe in Betracht kommende Gehaltsstufe" und "funf Jahre,
ansonsten” aufgrund von Art. 2 Abs. 1 Buchst. a und Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27.11.2000
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unangewendet bleiben) die Gehaltsstufe 14 der Verwendungsgruppe A2 der Besoldungsgruppe Allgemeiner
Verwaltungsdienst (das waren zu diesem Zeitpunkt € 3.028,7), mit ndchster Vorrickung in die Gehaltsstufe 15 am
01.07.2015 geblihrte. Dieses Gehalt ist als Uberleitungsbetrag geméaR § 169c Abs. 2 GehG heranzuziehen.

2. Dem Beschwerdefuhrer gebuhrt gemafl 8 13b GehG eine Nachzahlung der sich daraus ergebenden Bezugsdifferenz
ab 18.06.2006

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt:

Der am 25.09.1969 geborene BeschwerdeflUhrer steht als Amtsdirektor (Einstufung A2/5) im Bundesministerium fur
Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz in einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstverhaltnis zum Bund.

Mit Antrag vom 21.04.2010, verbessert durch Formularantrag vom 14.10.2011 beantragte der Beschwerdeflhrer
gemalR 8 113 Abs. 10 GehG die Neufestsetzung seines Vorrickungsstichtages und seiner daraus resultierenden
besoldungsrechtlichen Stellung sowie allenfalls die Nachzahlung von Bezugen.

Mit rechtskraftigem Bescheid der belangten Behérde vom 11.11.2011 wurde der 10.09.1987 als neuer
Vorruckungsstichtag des Beschwerdeflhrers festgelegt. Allerdings wurde Uber den gleichzeitig bestellten Antrag auf
Neufestsetzung der besoldungsrechtlichen Stellung und allfallige Nachzahlung von Bezliigen aus diesem Anlass nicht
abgesprochen. Mit Schreiben vom 06.08.2013 begehrte der Beschwerdeflihrer neuerlich die Neufestsetzung seiner
besoldungsrechtlichen Stellung und die sich daraus ergebende Nachzahlung von Bezligen, wobei der vorbrachte, dass
ihm ab 01.01.2013 die Gehaltsstufe 13 der Verwendungsgruppe A2/5 gebuhre. Die belangte Behdrde setzte hierauf mit
Bescheid vom 18.12.2013 das Verfahren gemaf3 8 38 AVG aus.

Mit Bescheid vom 15.09.2015 stellte die belangte Behdrde gemaR 8 12 i. V.m. 8 169 c GehG fest, dass das
Besoldungsdienstalter des Beschwerdefuhrers 23 Jahre, null Monate null Tage umfasse. Ihm gebihre ab 01.07.2015
das Gehalt der Gehaltsstufe 12 der Verwendungsgruppe A2 mit nachster Vorrliickung in die Gehaltsstufe 13 am
01.07.2016.

Aufgrund einer gegen erhobenen Beschwerde wurde dieser Bescheid durch das Bundesverwaltungsgericht mit
rechtskraftigem Erkenntnis vom 28.01.2016, GZ. W 106 2116990-1/2E, gemal3 8 28 Abs. 1 und zwei VWGVG ersatzlos
behoben.

Mit Schreiben vom 02.03.2016 begehrte der Beschwerdefiihrer neuerlich die Neufestsetzung seiner
besoldungsrechtlichen Stellung und brachte vor, dass ihm ausgehend vom rechtskraftig festgesetzten
Vorrickungsstichtag unter Berulcksichtigung einer Vorriickung in die Gehaltsstufe 2 nach zwei Jahren ab 01.07.2013 die
Gehaltsstufe 14 der Verwendungsgruppe A2, Funktionsgruppe 5, Funktionsstufe 2, gebuhre.

In weiterer Folge der Beschwerdeflhrer durch seinen anwaltlichen Vertreter mit Schriftsatz vom 23.08.2016
Saumnisbeschwerde und beantragte eine inhaltliche Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts Uber seine
Anspruche.

Mit Schreiben vom 15.05.2019 wurden die Parteien aufgefordert die Gehaltsabrechnungen des Beschwerdefihrers fir
Janner und Februar 2015 (samt Ausweis des nachsten Vorrlckungstermins) sowie eine detaillierte Auflistung
samtlicher Zeiten zwischen Verwendung der Schulpflicht dem 18. Geburtstag des Beschwerdeflihrers unter genauer
Angabe der Tatigkeiten und des jeweiligen Dienstgebers vorzulegen.

Mit Schreiben vom 21. bzw. 16.05.2019 wurden die genannten Unterlagen vorgelegt.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
II.1. Feststellungen:

Der Beschwerdefuhrer ist am 01.12.1994 in das Offentlich-rechtliche Dienstverhaltnis eingetreten.
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Mit Antrag vom 21.04.2010, verbessert durch Formularantrag vom 14.10.2011 beantragte der Beschwerdefihrer
gemalR § 113 Abs. 10 GehG die Neufestsetzung seines Vorriuckungsstichtages und seiner daraus resultierenden
besoldungsrechtlichen Stellung sowie allenfalls die Nachzahlung von Bezliigen.

Mit rechtskraftigem Bescheid der belangten Behérde vom 11.11.2011 wurde der 10.09.1987 als neuer
Vorriickungsstichtag des Beschwerdefiihrers festgelegt. Uber den gleichzeitig gestellten Antrag auf Neufestsetzung der
besoldungsrechtlichen Stellung und allfallige Nachzahlung von Beziigen aus diesem Anlass nicht abgesprochen.

Die besoldungsrechtliche Stellung des Beschwerdeflihrers am 01.02.2015 lautete wie folgt: Verwendungsgruppe A2,
Gehaltsstufe 13, Funktionsgruppe 5 Funktionsstufe 2, mit nachster Vorrtickung am 01.07.2016.

I.2. Beweiswurdigung:

Die Sachverhaltsfeststellungen konnten unmittelbar auf Grund der Aktenlage und der Angaben des
Beschwerdefihrers getroffen werden.

I.3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt mangels anders lautender Anordnung in den anzuwendenden Gesetzen eine
Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 i.d.F.BGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). GemalR§ 58 Abs. 2 VwWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal} anzuwenden, die die Behorde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG haben die Verwaltungsgerichte die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR Abs. 2 leg.cit. hat das

Verwaltungsgericht Uber Beschwerden nach Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn
1. der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maBgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit

gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Zu A)

Die zum Entscheidungszeitpunkt maf3gebliche geltende Rechtslage des GehG 1956 bzw. RStDG lautet wie folgt:
"Einstufung und Vorrickung

§ 8. (1) Das Gehalt beginnt in der Gehaltsstufe 1. Wenn fur die Gehaltsstufe der Beamtin oder des Beamten kein Betrag
angefluhrt ist, gebuhrt ihr oder ihm das Gehalt der niedrigsten Gehaltsstufe derselben Verwendungsgruppe, fur die ein
Betrag angefuhrt ist. Die Einstufung der Beamtin oder des Beamten und ihre oder seine weitere Vorrickung bleiben
davon unbertihrt. Fur die Einstufung und die weitere Vorruckung ist das Besoldungsdienstalter maRgebend.

(2) Die Vorruckung in die nachsthéhere Gehaltsstufe erfolgt mit dem ersten Tag jenes Monats, der auf den Tag folgt, an
dem die Beamtin oder der Beamte weitere zwei Jahre ihres oder seines Besoldungsdienstalters vollendet
(Vorruckungstermin). Ebenso werden MaBBnahmen und Anspriche, die sich aus der Vollendung eines bestimmten

Besoldungsdienstalters ergeben, mit dem ersten Tag des auf die Vollendung folgenden Monats wirksam. Jede
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Anderung des Besoldungsdienstalters, ob durch tatsichlichen Zeitablauf oder durch rechtliche Anordnung, wird
unmittelbar fur die Einstufung und fur die Verweildauer in der sich aus dem Besoldungsdienstalter ergebenden
Gehaltsstufe wirksam.

Besoldungsdienstalter

§ 12. (1) Das Besoldungsdienstalter umfasst die Dauer der im Dienstverhdltnis verbrachten fur die Vorrickung
wirksamen Zeiten zuzlglich der Dauer der anrechenbaren Vordienstzeiten, soweit die Dauer all dieser Zeiten das
Ausmal eines allfalligen Vorbildungsausgleichs Ubersteigt.

(2) Als Vordienstzeiten auf das Besoldungsdienstalter anzurechnen sind die zurtickgelegten Zeiten

1. in einem Dienstverhaltnis zu einer Gebietskorperschaft oder zu einem Gemeindeverband eines Mitgliedstaats des
Europaischen Wirtschaftsraums, der Turkischen Republik oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft;

2. in einem Dienstverhaltnis zu einer Einrichtung der Europadischen Union oder zu einer zwischenstaatlichen
Einrichtung, der Osterreich angehort;

3. in denen die Beamtin oder der Beamte aufgrund des bis 30. Juni 2016 in Geltung gestandenen
Heeresversorgungsgesetzes, BGB/. Nr. 27/1964, oder des Heeresentschadigungsgesetzes - HEG, BGB/. | Nr. 162/2015,
Anspruch auf eine Beschadigten oder Versehrtenrente entsprechend einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von
mindestens 90% hatte, sowie

4. der Leistung

a) des Grundwehrdienstes nach 8 20 Wehrgesetz 2001 - WG 2001, BGB/.
I Nr. 146/2001,

b) des Ausbildungsdienstes nach8 37 Abs. 1 WG 2001,

c) des Zivildienstes nach 8 1 Abs. 5 Z 1 Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGB/. Nr. 679/1986, oder eines anderen Dienstes
nach 8 12a Abs. 1 oder § 12c Abs. 1 ZDG, aufgrund dessen der Zivildienstpflichtige nicht mehr zur Leistung des
ordentlichen Zivildienstes heranzuziehen ist,

d) eines militarischen Pflichtdienstes, eines vergleichbaren militarischen Ausbildungsdienstes oder eines zivilen
Ersatzpflichtdienstes in einem Mitgliedstaat des Europaischen Wirtschaftsraums, in der Turkischen Republik oder in
der Schweizerischen Eidgenossenschaft.

Zeiten der militarischen Dienstleistung nach lit. a, b und d sind bis zur Dauer von insgesamt héchstens sechs Monaten,
Zeiten einer zivilen oder sonstigen Ersatzdienstleistung nach lit. c und d bis zur Dauer von insgesamt hdchstens neun
Monaten anzurechnen.

(3) Uber die in Abs. 2 angefiihrten Zeiten hinaus sind Zeiten der Ausiibung einer einschligigen Berufstatigkeit oder
eines einschlagigen Verwaltungspraktikums bis zum Ausmal? von insgesamt hdchstens zehn Jahren als Vordienstzeiten
anrechenbar. Eine Berufstatigkeit oder ein Verwaltungspraktikum ist einschlagig, insoweit eine fachliche Erfahrung
vermittelt wird, durch die

1. eine fachliche Einarbeitung auf dem neuen Arbeitsplatz Gberwiegend unterbleiben kann oder
2. ein erheblich héherer Arbeitserfolg durch die vorhandene Routine zu erwarten ist.

(8) Die mehrfache Anrechnung ein und desselben Zeitraumes ist nicht zulassig."
Bundesbesoldungsreform 2015:

"Uberleitung bestehender Dienstverhéltnisse

8 169c. (1) Alle Beamtinnen und Beamten der in § 169d angefihrten Verwendungs- und Gehaltsgruppen, welche sich
am 11. Februar 2015 im Dienststand befinden, werden nach MalRgabe der folgenden Bestimmungen alleine auf
Grundlage ihrer bisherigen Gehdlter in das durch dieses Bundesgesetz neu geschaffene Besoldungssystem
Ubergeleitet. Die Beamtinnen und Beamten werden zunachst aufgrund ihres bisherigen Gehalts in eine Gehaltstufe
des neuen Besoldungssystems eingereiht, in welcher das bisherige Gehalt gewahrt wird. Nach spatestens zwei Jahren
bzw. bei bestimmten Verwendungsgruppen vier Jahren ricken sie in die nachsthéhere Gehaltsstufe des neuen
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Besoldungssystems vor (Uberleitungsstufe), in der zur Wahrung ihrer bisherigen Erwerbsaussichten der Zeitpunkt der
nachsten Vorruckung einmalig vorgezogen wird. Ab dieser einmalig vorgezogenen Vorriickung befinden sich die
Ubergeleiteten Beamtinnen und Beamten in der Zielstufe des neuen Besoldungssystems, ab der sie reguldr vorricken.
Ausgehend von der Zielstufe ricken die Ubergeleiteten Beamtinnen und Beamten ebenso wie alle neu eintretenden
Beamtinnen und Beamten ausschliel3lich aufgrund ihrer wachsenden Erfahrung oder durch Befdérderung in hdhere
Gehaltsstufen vor.

(2) Die Uberleitung der Beamtin oder des Beamten in das neue Besoldungssystem erfolgt durch eine pauschale
Festsetzung ihres oder seines Besoldungsdienstalters. Fiir die pauschale Festsetzung ist der Uberleitungsbetrag
maRgebend. Der Uberleitungsbetrag ist das volle Gehalt ohne allfllige auRerordentliche Vorriickungen, welches bei
der Bemessung des Monatsbezugs der Beamtin oder des Beamten fiir den Februar 2015 (Uberleitungsmonat)
zugrunde gelegt wurde. Hat die Beamtin oder der Beamte flir den Februar 2015 kein Gehalt erhalten oder wurde sie
oder er wahrend des Monats in eine andere Verwendungsgruppe Uberstellt, ist als Uberleitungsmonat jener vor
Februar 2015 gelegene Monat heranzuziehen, in welchem die Beamtin oder der Beamte zuletzt ein Gehalt einer
einzigen Verwendungsgruppe erhalten hat. Der Uberleitungsbetrag erhéht sich dabei entsprechend dem AusmaR der
erfolgten Anpassungen der fir die Beamtin oder den Beamten maligebenden Gehaltsansatze durch Bundesgesetz
oder Verordnung zwischen dem Uberleitungsmonat und Februar 2015.

(2a) Als Uberleitungsbetrag wird der Gehaltsansatz fiir jene Gehaltsstufe herangezogen, die fiir die ausbezahlten
Beziige fiir den Uberleitungsmonat tatsachlich maRgebend war (Einstufung laut Bezugszettel). Eine Beurteilung der
Gebuhrlichkeit der Bezlige hat dabei sowohl dem Grunde als auch der Héhe nach zu unterbleiben. Eine nachtragliche
Berichtigung der ausbezahlten Beziige ist nur insoweit bei der Bemessung des Uberleitungsbetrags zu beriicksichtigen,
als

1. dadurch Fehler tatsachlicher Natur berichtigt werden, welche bei der Eingabe in ein automatisches
Datenverarbeitungssystem unterlaufen sind, und

2. die fehlerhafte Eingabe offenkundig von der beabsichtigten Eingabe abweicht, wie sie durch im Zeitpunkt der
Eingabe bereits bestehende Urkunden belegt ist.

(2b) Wenn die tatsachliche Einstufung laut Bezugszettel betragsmallig geringer ist als die gesetzlich geschitzte
Einstufung, so wird, wenn nicht wegen Vorliegens einer blof3 vorlaufigen Einstufung nach § 169d Abs. 5 vorzugehen ist,
auf Antrag der Beamtin oder des Beamten die gesetzlich geschitzte Einstufung fir die Bemessung des
Uberleitungsbetrags herangezogen. Die gesetzlich geschiitzte Einstufung ist jene Gehaltsstufe, die sich nach MaRgabe
des Stichtags ergibt. Der Stichtag ist jener Tag, der sich bei Voranstellung folgender Zeiten vor den ersten Tag des
Uberleitungsmonats ergibt. Voranzustellen sind:

1. die bis zum Zeitpunkt des Beginns des Uberleitungsmonats als Vordienstzeiten rechtskraftig angerechneten Zeiten,
soweit sie nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegt wurden und soweit sie fur die Vorrlckung wirksam
geworden sind, sowie

2. die seit dem Tag der Anstellung zurtickgelegten Zeiten, soweit sie fur die Vorrickung wirksam geworden sind.

Die Voranstellung weiterer Zeiten ist ausgeschlossen. Fir jeweils zwei seit dem Stichtag vergangene Jahre gilt die
jeweils nachsthéhere Gehaltsstufe als gesetzlich geschitzte Einstufung. Eine Gehaltsstufe gilt mit dem auf die
Vollendung des zweijahrigen Zeitraumes folgenden 1. Janner oder 1. Juli als erreicht, sofern nicht an diesem Tag die
Vorrickung aufgeschoben oder gehemmt war. Die zweijahrige Frist gilt auch dann als am jeweiligen 1. Janner
beziehungsweise 1. Juli vollstreckt, wenn sie vor dem Ablauf des jeweils folgenden 31. Marz beziehungsweise 30.
September endet. Bei Richterinnen und Richtern sowie Staatsanwaltinnen und Staatsanwalten mit Ausnahme der
Verwendungsgruppen | bis Il und bei Prokuraturanwaltinnen und Prokuraturanwalten tritt an die Stelle des
zweijahrigen Zeitraums ein vierjahriger Zeitraum. MaRgebend ist in allen Fallen die Verwendungs- bzw. Gehaltsgruppe
im Zeitpunkt der Uberleitung.

(2c) Mit Abs. 2a und 2b werden die Art. 2 und 6 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur
Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschéftigung und Beruf fur
den Bereich des Dienstrechts der Bundesbediensteten und der Landeslehrpersonen so durch Bestimmungen im
Osterreichischen Recht umgesetzt, wie sie durch den Europaischen Gerichtshof in seinem Urteil vom 19. Juni 2014, C-



501/12 bis C-506/12, C-540/12 und C-541/12, ausgelegt wurden. Demzufolge werden die Modalitaten der Uberleitung
von Beamtinnen und Beamten, die vor dem Inkrafttreten der Bundesbesoldungsreform 2015 ernannt worden sind, in
das neue Besoldungssystem festgelegt und vorgesehen, dass zum einen die Gehaltsstufe, der sie nunmehr zugeordnet
werden, allein auf der Grundlage des unter dem alten Besoldungssystem erworbenen Gehalts ermittelt wird, obgleich
dieses alte System auf einer Diskriminierung wegen des Alters der Beamtin oder des Beamten beruhte, und dass sich
zum anderen die weitere Vorrickung in eine hohere Gehaltsstufe nunmehr allein nach der seit dem Inkrafttreten der
Bundesbesoldungsreform 2015 erworbenen Berufserfahrung bemisst.

(3) Das Besoldungsdienstalter der Gbergeleiteten Beamtin oder des Ubergeleiteten Beamten wird mit jenem Zeitraum
festgesetzt, der fur die Vorrickung von der ersten Gehaltsstufe (Beginn des 1. Tages) in jene Gehaltsstufe derselben
Verwendungsgruppe erforderlich ist, fur die in der am 12. Februar 2015 geltenden Fassung das betrag/ich zum
Uberleitungsbetrag nachstniedrigere Gehalt angefiihrt ist. Gleicht der Uberleitungsbetrag dem niedrigsten fiir eine
Gehaltsstufe in derselben Verwendungsgruppe angeflhrten Betrag, so ist diese Gehaltsstufe mafRgebend. Alle
Vergleichsbetrage sind kaufmannisch auf ganze Euro zu runden.

(4) Das nach Abs. 3 festgesetzte Besoldungsdienstalter wird um den Zeitraum verlangert, der zwischen dem Zeitpunkt
der letzten Vorriickung in ein héheres Gehalt und dem Ablauf des Uberleitungsmonats vergangen ist, sofern erfiir die
Vorriackung wirksam ist.

(5) Wurde der Bemessung des Monatsbezugs der Beamtin oder des Beamten im Uberleitungsmonat das Gehalt einer
anderen Gehaltsstufe zugrunde gelegt, weil fUr ihre oder seine Gehaltsstufe kein Betrag festgesetzt war oder die
Zugrundelegung einer héheren Gehaltsstufe gesetzlich angeordnet war, so vermindert sich das Besoldungsdienstalter
nach Abs. 3 um jenen Zeitraum, der nach den Bestimmungen Uber die Vorriickung fur die Vorrickung von der
Gehaltsstufe der Beamtin oder des Beamten im Uberleitungsmonat in jene Gehaltsstufe erforderlich ist, die der
Bemessung des Gehalts im Uberleitungsmonat zugrunde gelegt wurde.

(6) Das nach den Abs. 3 bis 5 festgesetzte Besoldungsdienstalter gilt als das Besoldungsdienstalter der Beamtin oder
des Beamten zum Zeitpunkt des Ablaufs des Uberleitungsmonats. Die sich aus diesem Besoldungsdienstalter
ergebende besoldungsrechtliche Stellung ist der Bemessung der Bezlige ab 1. Marz 2015 zugrunde zu legen, wobei ein
allfalliger Vorbildungsausgleich als bereits in Abzug gebracht gilt. Sonstige besoldungsrechtliche MaRnahmen, die mit
Beginn des Monats wirksam werden, bleiben davon unberiihrt. Wenn als Uberleitungsmonat ein vor dem Februar 2015
liegender Monat herangezogen wurde, sind die Zeiten vom Ablauf des Uberleitungsmonats bis zum Ablauf des Februar
2015 nach Malgabe des & 10 fur das Anwachsen des Besoldungsdienstalters zu berlcksichtigen. Wenn das neue
Gehalt der Beamtin oder des Beamten geringer ist als der Uberleitungsbetrag, erhélt sie oder er bis zur Vorrickung in
eine den Uberleitungsbetrag (ibersteigende Gehaltsstufe eine ruhegenussfihige Wahrungszulage im AusmaR des
Fehlbetrags als Ergdnzungszulage nach &8 3 Abs. 2. Die Gegenulberstellung erfolgt einschlieBlich allfalliger
Dienstalterszulagen oder aul3erordentlicher Vorrickungen.

(6a) Das nach den Abs. 3 bis 6 festgesetzte Besoldungsdienstalter ist auch der Bemessung der Bezlge fur Zeiten vor
dem 1. Marz 2015 zugrunde zu legen. Eine Neubemessung der gebihrenden Bezlige und Nebengebihren durch die
Dienstbehdrde hat gemaR Abs. 6 fiir Zeiten vor dem 1. Mdrz 2015 ausschlieBlich auf Antrag der Beamtin oder des
Beamten zu erfolgen. Alle vor dem Inkrafttreten der Bundesbesoldungsreform 2015 (12. Februar 2015) geltenden
Bestimmungen Uber die Betrage fur Bezlige und Verglitungen und die weiteren besoldungsrechtlichen Bestimmungen
sind dabei in der jeweils geltenden Fassung unverdndert anzuwenden, soweit ihre Anwendung nicht durch die
Bundesgesetze BGB/. | Nr. 32/2015 und BGBY/. | Nr. 65/2015 ausgeschlossen wurde. § 8 ist daher ausschlief3lich in der
Fassung der Bundesgesetze BGB/. | Nr. 32/2015 und BGB/. | Nr. 65/2015 anzuwenden, fur die Einstufung und
Vorrickung ist somit auch fur Zeiten vor dem 1. Marz 2015 ausschlie3lich das nach den Abs. 3 bis 6 festgesetzte
Besoldungsdienstalter maligebend.

(6b) Bei der Neubemessung von Bezligen und Nebengebuhren fiir Zeiten vor dem 1. Marz 2015 ist das nach den Abs. 3
bis 6 festgesetzte Besoldungsdienstalter jeweils entsprechend um die Dauer der vor dem 1. Marz 2015 liegenden fir
die Vorriickung wirksam gewordenen Zeiten zu vermindern. Zusatzlich ist zur Wahrung der bereits empfangenen
Beziige und Nebengebihren von einem nach Maligabe der folgenden Bestimmungen verbesserten
Besoldungsdienstalter auszugehen:

1. um acht Jahre verbessert: in den Verwendungsgruppen



a) A1 (8 28 Abs. 1),

b) MBO 1 und M ZO 1,

c) PTlund PF 1,

2. um sechs Jahre verbessert: in den Verwendungsgruppen
a) A1 (8 28 Abs. 3),

b) M BO 2 und M Z0 2,

3.[.]

4. um zwei Jahre verbessert: in den Verwendungsgruppen
a)A2bisA7,

b) E 1, E2a, E2b, E2c,

¢) M BI-JO, M WO, M ZO 3,

d) PT2 bis PT 9 sowie PF 2 bis PF 6,

e)L2bundL3,

f) der Vorruckungsklasse mit Ausnahme der Verwendungsgruppe A

Diese Verbesserung des Besoldungsdienstalters ist ausschlielich fur die besoldungsrechtliche Stellung vor dem 1.
Ma&rz 2015 maRgebend und hat keine Auswirkungen auf die bereits erfolgte Uberleitung und die ab dem 1. Mérz 2015
gebUhrenden Bezlge.

-0 L[]
Gruppenuberleitung

§ 169d. (1) Fur die Uberleitung der Beamtin oder des Beamten ist ihre oder seine Verwendungsgruppe bzw.
Gehaltsgruppe und ihre oder seine Dienst/dasse im Uberleitungsmonat maRgebend. Es werden (ibergeleitet:

1. jene Beamtinnen und Beamten der Dienstklassen, die ihre Dienstklasse nicht durch Beférderung erreicht haben, in
die Vorrickungsklasse,

2. die Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe Allgemeiner Verwaltungsdienst,

3. die Prokuraturanwaltinnen und -anwalte der Finanzprokuratur im o6ffentlich-rechtlichen Dienstverhaltnis, auRer

Prokuraturanwaltinnen und Prokuraturanwalte der Dienstklassen,
4. die Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe Exekutivdienst,

5. die Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe Militarischer Dienst, wobei Militdrpersonen der
Verwendungsgruppe M ZO 2 in die Verwendungsgruppe M ZO 3 Ubergeleitet werden,

6.-9.[..]

10. die Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe der Post- und Fernmeldehoheitsverwaltung,
11. die Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppe des Post- und Fernmeldewesen und

12. die Richterinnen und Richter sowie die Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte.

Ist der Uberleitungsbetrag jedoch geringer als der fiir die erste Gehaltsstufe der Verwendungsgruppe der Beamtin
oder des Beamten angefiihrte Betrag, so wird sie oder er nicht nach &8 169c in das neue Besoldungssystem
Ubergeleitet, sondern ihr oder sein Besoldungsdienstalter wird nach § 12 wie bei erstmaliger Begrindung eines
Bundesdienstverhaltnisses bemessen. Die sich aus dem so bemessenen Besoldungsdienstalter ergebende
besoldungsrechtliche Stellung wird nur fir die Bemessung jener Bezlige wirksam, die ab dem 1. Marz 2015 gebuhren."

Zu Spruchpunkt 1.) Feststellung der besoldungsrechtlichen Stellung am 01.02.2015:

Aufgrund der geltenden Rechtslage wird ein Beamter, welcher sich am 11. Februar 2015 im Dienststand befand,
gemalR§ 169c GehG 1956 durch eine pauschale Festsetzung seines Besoldungsdienstalters in das neue
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Besoldungssystem (bergeleitet. Fir die pauschale Festsetzung ist der Uberleitungsbetrag malgebend. Der
Uberleitungsbetrag ist das volle Gehalt ohne allféllige auRerordentliche Vorriickungen, welches bei der Bemessung des
Monatsbezugs des Beamten fiir den Februar 2015 (Uberleitungsmonat) zugrunde gelegt wurde.

Da sich der Beschwerdefuhrer am 11.02.2015 im Dienststand befand, wurde er gemafR§ 169c GehG 1956 Ubergeleitet.

GemaRk § 169¢ Abs. 2a GehG 1956 wird als Uberleitungsbetrag der Gehaltsansatz fiir jene Gehaltsstufe herangezogen,
die fur die ausbezahlten Beziige fiir den Uberleitungsmonat tatsachlich maRgebend war (Einstufung laut Bezugszettel).
Eine Beurteilung der Gebuhrlichkeit der Bezlige hat dabei sowohl dem Grunde als auch der HOhe nach zu
unterbleiben. Eine nachtragliche Berichtigung der ausbezahlten Bezlige ist nur insoweit bei der Bemessung des
Uberleitungsbetrags zu beriicksichtigen, als 1. dadurch Fehler tatsichlicher Natur berichtigt werden, welche bei der
Eingabe in ein automatisches Datenverarbeitungssystem unterlaufen sind, und 2. die fehlerhafte Eingabe offenkundig
von der beabsichtigten Eingabe abweicht, wie sie durch im Zeitpunkt der Eingabe bereits bestehende Urkunden belegt
ist.

Der Beschwerdefiihrer behauptet nun der Sache nach, dass sein Uberleitungsbetrag falsch ist, weil ihm ein falscher
Vorruckungsstichtag zugrunde liegt.

Wie sich nunmehr aus dem Urteil des EuGH vom 08.05.2019, C-396/17 (Rs. Leitner) ergibt, sind Art. 47 der Charta der
Grundrechte der Europaischen Union und Art. 9 der Richtlinie 2000/78 dahin auszulegen, dass sie einer nationalen
Regelung entgegenstehen, die den Umfang der Kontrolle, die von den nationalen Gerichten ausgelbt werden kann,
einschrankt, indem Fragen im Zusammenhang mit der Grundlage des anhand des alten Besoldungs- und
Vorriickungssystems berechneten "Uberleitungsbetrags" ausgeschlossen werden.

Daraus ergibt sich, dass auch der Uberleitungsbetrag iiberpriift werden kénnen muss, weshalb § § 169¢ Abs. 2a Satz 2
und 3 GehG 1956 unangewendet zu bleiben hat.

Im vorliegenden Fall wurden dem Beschwerdeflihrer zwar Zeiten, die vor seinem 18. Geburtstag lagen, auf seinen
Vorrickungsstichtag angerechnet und dieser mit 10.09.1987 neu festgesetzt, allerdings keine Neuberechnung seiner
besoldungsrechtlichen Stellung vorgenommen.

Mit BGBI. | Nr. 82/2010 wurde in§ 8 GehG 1956 normiert, dass sich die Gehaltsstufe und der Vorriickungstermin nach
der fir die Vorrickung in hohere Bezlige maligebenden Dienstzeit bestimmen. Die Gehaltsstufe 2 fallt gemald § 8 Abs.
1 und 2 Gehaltsgesetz 1956 nach Zurlcklegung einer Dienstzeit von finf Jahren an. Fur alle weiteren Vorrickungen ist
ein zweijahriger Zeitraum erforderlich.

Wie der Gerichtshof der Europaischen Union in Z 2 des Tenors seines Urteiles vom 11.11.2014, C-530/13 (Schmitzer),
ausfiihrte, muss ein Beamter die Moglichkeit haben, unter Berufung auf Art. 2 RL die diskriminierenden Wirkungen der
Verlangerung der Vorrlckungszeitrdume anzufechten, auch wenn er zuvor eine Neufestsetzung des
Vorruckungsstichtages nach Neurecht durch diesbezligliche Antragstellung erwirkt hat. Eine ganzliche
Nichtanwendung der Bestimmungen zur Vorriickung und zu den anrechenbaren Zeiten, wie es § 175 Abs. 79 Z 3 idF
BGBI. I Nr. 32/2015 normiert, widerspricht diesem Grundsatz.

Nach den Ausfiihrungen des Verwaltungsgerichtshofes im Erkenntnis vom 18.02.2015,2014/12/0004, besteht diese
unionsrechtlich gebotene Anfechtungsmaglichkeit innerstaatlich in einem Verfahren zur Feststellung der dem Beamten
am 1. Janner 2004 zugekommenen besoldungsrechtlichen Stellung, ist letztere doch fur die dem Beamten von diesem
Zeitpunkt an zeitraumbezogen geblhrenden Bezlge, also fUr das "Arbeitsentgelt", in Ansehung dessen das
Gleichbehandlungsgebot nach dem Alter besteht, maRRgeblich. Der Beschwerdefiihrer kann sich daher wirksam auf das
unmittelbar anwendbare Diskriminierungsverbot gemaf Art. 2 RL berufen (vgl. Rz 48 des zitierten Urteils).

Dies bedeutet, dass die Art. 2, 6, 9 und 16 der RI- 2000/78 Vorrang vor der innerstaatlichen Bestimmung des 8 Abs. 1
GehG 1956 idF BGBI. | Nr. 82/2010 genieBen, soweit sich diese Bestimmung in diskriminierender Weise auswirkt.
Belastendes nationales Recht, das in einer konkreten Konstellation im Widerspruch zu unmittelbar anwendbarem
Unionsrecht steht, wird fir diese Konstellation verdrangt. Die Verdrangungswirkung des Unionsrechts hat zur Folge,
dass die nationale gesetzliche Regelung in jener Gestalt anwendbar bleibt, in der sie nicht mehr im Widerspruch zum
Unionsrecht steht. Die Verdrangung erreicht dabei bloR jenes Ausmal, das gerade noch hinreicht, um einen
unionsrechtskonformen Zustand herbeizufiihren (VwGH 17.04.2008, 2008/15/0064).

Unter diesem Gesichtspunkt bewirkt der Vorrang des Unionsrechts, dass & 8 Abs. 1 Gehaltsgesetz 1956 idF BGBI. | Nr.
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82/2010 vom Unionsrecht insoweit verdrangt wird, als er eine Diskriminierung des optierenden Beschwerdefihrers
gegenuber dem nicht optierenden "Vergleichsbeamten" bewirkt, also (bloB) insoweit als er fur den Beschwerdefihrer
als Optanten (nunmehr ruckwirkend) eine Vorrliickungsdauer fur das Erreichen der zweiten Gehaltsstufe vorsieht,
welche zwei Jahre Ubersteigt. Hiedurch wird den Vorgaben des Unionsrechts zur Ganze entsprochen und bleibt die
Anordnung des nationalen Gesetzgebers nicht in groflerem Ausmal? als erforderlich unbeachtet (vgl. hiezu schon
VwGH 04.09.2012, 2012/12/0007 und 18.02.2015, 2014/12/0004).

Fur den Beschwerdefall bedeutet dies, dass sich der Beschwerdefihrer am 01.02.2015 in der Gehaltsstufe 14 der
Verwendungsgruppe A 2 der Besoldungsgruppe Allgemeiner Verwaltungsdienst befand und seine nachste Vorrickung
in die Gehaltsstufe 15 am 01.07.2016 erfolgt wire. Dieses Gehalt ist als Uberleitungsbetrag gemaR § 169c Abs. 2a
GehG 1956 heranzuziehen.

Zu Spruchpunkt 2.) Nachzahlung der Bezugsdifferenz:

Aus RZ 76 der Vorabentscheidung des EuGH folgt, dass ein vom alten Besoldungs- und Vorrickungssystem
benachteiligter Beamter Anspruch darauf hat, dass sein Arbeitgeber ihm einen Ausgleichsbetrag in Hohe der Differenz
zwischen dem Gehalt, das er hatte beziehen muissen, wenn er nicht diskriminiert worden ware, und dem tatsachlich
bezogenen Gehalt zahlt. Dem Beschwerdefihrer geblhrt daher eine Nachzahlung der sich daraus ergebenden
Bezugsdifferenz, wobei die Verjahrungsfrist des 8 13b GehG 1956 iVm dem dreijahrigen Verjahrungsverzicht gemaR §
113 Abs. 13 GehG 1956 idF BGBI. | Nr. 82/2010 anzuwenden ist.

Die Wortfolge "diese Bestimmungen sind in laufenden und kiinftigen Verfahren nicht mehr anzuwenden" in8 175 Abs.
79 Z 2 GehG 1956 idF BGBI. | Nr. 32/2015 hat aufgrund des unionsrechtlichen Effektivitits- und Aquivalenzprinzips

unangewendet zu bleiben.

Die Nachzahlung gebuhrt daher im Hinblick auf den gesetzlichen Verjahrungsverzicht (8 113 Abs. 13 GehG 1956 idF
BGBI. | Nr. 82/2010) fuir den Zeitraum vom 18.06.2006 bis 30.08.2010 ab 18.06.2006.

Zu B) (Un)Zulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen - oben dargestellten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage
vor. Insbesondere fullen die zu |6senden Rechtsfragen auf die Vorabentscheidung des EuGH vom 08.05.2019, C-396/17
(Rs. Leitner)
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